
Besprechungen und Anzeigen sK3 <ä 

Leonhard Bianchi: Die Tschechoslowakische Republik als bürgerlich-demokra-
tischer Staat. Ein Rückblick auf die Jahre 1918—1938. (Arbeiten zur Rechts-
vergleichung, Schriftenreihe zur Rechtsvergleichung, Bd 44.) Alfred Metzner 
Verlag. Frankfurt am Main 1969. 61 S. 

Auf knappen 40 Seiten wird eine Verfassungs- und Rechtsgeschichte der 
Ersten Tschechoslowakischen Republik in marxistisch-leninistischer Sicht ge-
boten. Daran schließen sich drei Kapitel über die Außen- und Außenhandels-
politik, die Gebietsverluste des Jahres 1938 und die Entwicklung zwischen 
Münchner Abkommen und Kriegsende. Die Tschechoslowakei wird als Staat 
dargestellt, dessen Verfassung die Vorherrschaft der Bourgeoisie festigte (S. 13, 
18), der zwar „sozialisierende Versprechungen" machte (S. 14), aber in Wirk-
lichkeit die Besitzenden, die kapitalistische Produktionsweise und die kapitali-
stische Ausbeutung schützte (S. 10, 20), in dem der Mechanismus der parlamen-
tarischen Demokratie das wahre Wesen der Oberherrschaft der Klassen ver-
schleierte (S. 18), dessen Rechtsordnung an die Bedürfnisse des Monopolkapita-
lismus angepaßt wurde (S. 37) und dessen Richter den Gesetzesvollzug im Ein-
vernehmen mit den Interessen der regierenden Klassen verwirklichten (S. 22). 
Die Beibehaltung der österreichischen Rechtsordnung in den Ländern Böhmen 
und Mähren-Schlesien, der ungarischen Rechtsordnung in der Slowakei und der 
Karpatenukraine, über deren Vorzüge sich der damalige Gesetzgeber durchaus 
im klaren war, wird mit dem „legislativen Konservatismus des regierenden 
Bürgertums" begründet, das den veralteten und überlebten österreichischen und 
ungarischen Vorschriften den Vorzug vor Neuregelungen gab (S. 43). 

Die Verfassungsgeschichte wird in drei Kapiteln (Der erste staatsrechtliche 
Akt; Provisorische Verfassung; Verfassung) dargestellt, ebenso die Gesetzge-
bung (Normative Eingriffe in die Wirtschaft; Dualismus des Hechts; Entwick-
lung des Privat- und Straf rechts); ein Kapitel befaßt sich mit der Verwaltungs-
gliederung. Unrichtig ist die Darstellung der tschechoslowakischen Eherechts-
novelle (S. 38). Sie führte im ganzen Staatsgebiet die fakultative Zivilehe ein, 
während bisher in der westlichen Staatshälfte grundsätzlich die kirchliche Form, 
in der östlichen Hälfte die Zivilehe vorgeschrieben war. Es kann also keine 
Rede davon sein, daß die in den böhmischen Ländern bestehende Regelung auf 
das ganze Staatsgebiet ausgedehnt worden wäre. 

Neben einigen sprachlichen Unebenheiten enthält die Arbeit auch ernstere 
terminologische Fehler: Die Konkurs-, Ausgleichs- und Anfechtungsordnung 
wird abwechselnd als Konkurs- und Vergleichsordnung bzw. als Konkurs- und 
Versteigerungsordnung (S. 41) bezeichnet. Die Freiheitsstrafe für Jugendliche 
trug nicht die Bezeichnung „Einsperrung" (S. 45), sondern Verschließung, das 
„höchste Gebot" (S. 41) heißt richtig Meistbot, die Landesgesetzblätter werden 
fälschlich als Landesgesetzbücher bezeichnet (S. 28, 57, 59). Die Abkürzung 
„Ver." für Verordnung ist ungewöhnlich. 

Der der tschechischen Sprache Unkundige, der sich über die Verfassung und 
Gesetzgebung der Ersten Tschechoslowakei unterrichten will, bleibt nach wie 
vor auf die Bürgerkunde von Heinrich R a u c h b e r g (letzte Auflage Reichen-
berg 1935) angewiesen oder auf die zahlreichen in deutscher Sprache vorliegen-
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den Monographie n un d Lehrbüche r für die einzelne n Rechtsgebiete , die Bianch i 

in seinen spärliche n Literaturhinweise n leide r unerwähn t läßt . 

Lin z Helmu t Slapnick a 

Studie z dějin československo-sovětských vztahů 1917—1938. [Studie n zur Ge -
schicht e der tschechoslowakisch-sowjetische n Beziehunge n 1917—1938.] „Aca-
demia" , nakl . CSAV. Pra g 1967. 127 S., dt . Zusfass. 

Aus der lockere n Zusammenarbei t des sowjetischen un d des tschechoslowaki -
schen Institut s für Slawistik bzw. Geschicht e de r europäische n sozialistische n 

Staaten 1 entstan d u. a. vorliegend e Sammlun g von vier Aufsätzen zum Them a 

der tschechoslowakisch-sowjetische n Beziehunge n zwischen 1920 un d 1935; den 

einzelne n Arbeiten ist jeweils ein e (unzureichende ) deutsch e Zusammenfassun g 

nachgestellt . 

Jarosla v Š e d i v ý unternimm t in seinem Beitra g unte r dem komplizierte n 

Tite l „Di e wirtschaftliche n un d politische n Gründ e für den Abschluß des In -
terimabkommen s zwischen de r ČSR un d der UdSS R im Jahr e 1922" (S. 7—27) 

den Versuch , die verschiedene n Voraussetzunge n dieses Vertrages darzulegen . 

I n dem zwar materialreichen , jedoch nich t propagandafreie n Aufsatz gelangt 

der Vf. zu dem Schluß , daß sowohl innenpolitische r Druc k in der ČSR als auch 

die außenpolitische n spezifischen Umständ e desselben Jahre s — Schwede n un d 

das Deutsch e Reich hatte n bereit s seit 1920 Wirtschaftskontakt e zur UdSS R — 

zum Abschluß geführ t hätten ; der Handelsumsat z hab e sich hierbe i innerhal b 

eine s dreivierte l Jahre s meh r als verfünffach t (auf 164 236 335 Kčs; dazu die 

Tabell e auf S. 20). Dabe i folgert Šedivý erstaunlicherweis e weiter , „da ß die 

Geschicht e der offiziellen tschechoslowakisch-sowjetische n Beziehunge n in jenen 

Monate n die Kuns t der Leninsche n sowjetischen Außenpoliti k bestätigt , die sich 

so differenzier t gegenübe r den einzelne n Partner n unte r den Staate n des bour -
geoisen Europ a verhielt " (S. 27). 

De r folgende , von Jekaterin a D. V o r o b j e v a geschrieben e Beitra g legt aus-
führlich , ja umständlich , Plan , Zusammensetzun g un d Reisedurchführun g der 

„Erste n tschechoslowakische n Arbeiterdelegatio n in der UdSSR " (S. 30—51) im 

Oktober/Novembe r 1925 dar ; es waren insgesamt 23 Leut e aus den verschieden -
sten Berufen un d unterschiedliche r Verbandszugehörigkei t (Namenlist e usw. 

S. 35, Anm . 27). Politisch-ideologisch e Bedeutun g komm t dieser Aktion lediglich 

aus der Nachkriegsperspektiv e zu, vor allem seit 1948. 

Interess e verdien t hingegen der Beitra g von Zdeně k S l á d e k übe r „Di e 

Wirtschaftsverträg e zwischen der CSR un d de r UdSS R im Jahr e 1935" (S. 53— 

77). Deutlic h wird herausgearbeitet , da ß die UdSS R von Anfang an gegenübe r 

der ČSR ein Juncti m zwischen politische r de iure-Anerkennun g un d wirtschaft -
lichen Abkomme n geschaffen hatte . Di e Aus- un d Einfuhrquote n zeigten vor 

allem in den Jahre n 1929—1933 sehr stark e Schwankunge n (vgl. Taf. S. 54). 
Beim Abschluß des Vertrages von 1935 spielte namentlic h die Anleih e eine s 

tschechoslowakische n Bankenkonsortium s (S. 73, Anm . 79) ein e wesentlich e 

1) Da s letztere , ein Teilinstitu t der Tschechoslowakische n Akademi e der 
Wissenschaften , wurd e kürzlich übe r den Kop f des Präsidente n der Akademi e 
hinwe g von de r KPTsch . geschlossen , wahrscheinlic h wegen Tätigkeite n nac h 
dem 21. August 1968. 


